
Bezugsmöglichkeiten des Amtsblattes: 
Das Amtsblatt der Stadt Ochtrup kann kostenfrei per E-Mail abonniert werden. Hierzu senden Sie eine formlose E-Mail an post@ochtrup.de.  
Einzelexemplare können im Rathaus, Zimmer 14, Prof.-Gärtner-Str. 10, 48607 Ochtrup, (Tel.: 02553/73-133) ebenfalls kostenfrei angefordert werden.  Darüber 
hinaus steht das Amtsblatt auf der Internetseite der Stadt Ochtrup www.ochtrup.de zum kostenfreien Download zur Verfügung. Das aktuelle Amtsblatt hängt 
an der Bekanntmachungstafel im Stadtteil Ochtrup (Prof.-Gärtner-Str. 10/vor dem Rathaus) sowie an den Aushangtafeln der Stadtteile Langenhorst (Haupt-
straße / Höhe Stiftskirche) und Welbergen (Dorfstraße /Höhe Kapellenhof) – soweit aus Platzgründen möglich – aus.  

AMTSBLATT  der 
STADT  OCHTRUP 
 
 
 
Verbreitungsgebiet: 
Stadtteile Ochtrup - Langenhorst - Welbergen 
 
Herausgeber:  
Stadt Ochtrup, Prof.-Gärtner-Str. 10, 48607 Ochtrup, Tel.: 73-0 

 
 

 

Jahrgang  2025 Ochtrup, den 17.05.2025 Nr. 9 
 

 
 
Inhalt: 
 
 
 Lfd. Nr. Datum Titel Seite 

 
 30.) 14.05.2025 Bekanntmachung der Aufhebungssatzung zur Satzung der 155 

Stadt Ochtrup über die Erhebung von Gebühren für die 
Nutzung städtischer Sporthallen 

 31.) 14.05.2025 Bekanntmachung der Ordnungsbehördlichen Verordnung 157 
zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung im Gebiet der Stadt Ochtrup vom 14. Mai 2025 

 32.) 14.05.2025 Bekanntmachung der Ordnungsbehördlichen Verordnung 165 
über das Offenhalten von Verkaufsstellen an Sonn- und 
Feiertagen im Gebiet der Stadt Ochtrup vom 14.05.2025 

 33.) 15.05.2025 Bekanntmachung des Bebauungsplanes Nr. 18 L „Bau- 167 
gebiet nördlich des Schürkamps“ der Stadt Ochtrup 
hier:  Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetz-

buch (BauGB) i.V.m. § 13 a BauGB und öffentliche 
Auslegung gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. 
§ 13 Abs. 2 Nr. 2 und § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit 
vom 19.05.2025 bis 20.06.2025 

 

http://www.ochtrup.de/


155 

30.) Bekanntmachung der Aufhebungssatzung zur Satzung der Stadt Ochtrup 
über die Erhebung von Gebühren für die Nutzung städtischer Sporthallen 
 
 

Aufhebungssatzung 
 

zur Satzung der Stadt Ochtrup über die Erhebung von Gebühren  
für die Nutzung städtischer Sporthallen 

 

Gemäß §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW Seite 666 / SGV NRW 2023), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5. Juli 2024 (GV. NRW. S. 444), und der 
§§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom  
21. Oktober 1969 (GV NW S. 712 / SGV NRW 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom  
5. März 2024 (GV. NRW. S. 155), hat der Rat der Stadt Ochtrup in seiner Sitzung am 
08.05.2025 folgende Aufhebungssatzung beschlossen: 
 
 

§ 1  
Aufhebung 

 
Die Satzung der Stadt Ochtrup über die Erhebung von Gebühren für die Nutzung städtischer 
Sporthallen in der Fassung der Bekanntmachung vom 04.04.2007 wird rückwirkend ab dem 
01.01.2025 aufgehoben.  
 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Aufhebungssatzung tritt rückwirkend zum 01.01.2025 in Kraft.  
 
 
 
 
Bestätigung: 
 
Es wird nach § 2 Abs. 3 der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommuna-
lem Ortsrecht – Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV. NRW.  
S. 516), zuletzt geändert durch Verordnung vom 05.11.2015 (GV. NRW. S. 741) bestätigt, 
dass der Wortlaut der vorstehenden Aufhebungssatzung mit dem Ratsbeschluss vom 
08.05.2025 übereinstimmt und dass nach § 2 Abs. 1 und 2 der BekanntmVO verfahren worden 
ist. Hiermit wird die Bekanntmachung angeordnet. 
 
 
48607 Ochtrup, den 14. Mai 2025 
 
        Stadt Ochtrup 
        gez. Christa Lenderich 
        Bürgermeisterin 
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Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende Aufhebungssatzung wird hiermit gemäß § 7 Abs. 4 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5. Juli 2024 
(GV. NRW. S. 444), i. V. m. der Bekanntmachungsverordnung NRW in der zurzeit gültigen 
Fassung und § 11 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Ochtrup vom 13.07.2018, zuletzt geän-
dert mit Änderungssatzung vom 18.12.2020, öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- 
oder Formvorschriften der Gemeindeordnung NW gegen Satzungen, sonstigen Bestimmun-
gen und Flächennutzungsplänen nach Ablauf von 6 Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
48607 Ochtrup, den 14. Mai 2025 
 
 
        Stadt Ochtrup 
        gez. Christa Lenderich 
        Bürgermeisterin 
 
 
  

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=21758&vd_back=N444&sg=0&menu=1
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31.) Bekanntmachung der Ordnungsbehördlichen Verordnung zur Aufrecht- 
erhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung im Gebiet der Stadt 
Ochtrup vom 14. Mai 2025 
 
 
 
 

Ordnungsbehördliche Verordnung 
 

 zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung  
im Gebiet der Stadt Ochtrup vom 14. Mai 2025 

 

Aufgrund der §§ 27 und 31 des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden 
– Ordnungsbehördengesetz NRW (OBG) – vom 13.05.1980 (GV NW S. 528), zuletzt geändert 
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 10.12.2024 (GV. NRW. S. 1184), des Gesetzes zum Schutz 
vor Luftverunreinigungen, Geräuschen und ähnlichen Umwelteinwirkungen – Landes-Immis-
sionsschutzgesetz (LImschG NRW) – in der Fassung vom 18.03.1975 (GV NW S. 232/SGV 
NW 7129), zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. März 2024 (GV. NRW. S. 155) und § 15 Abs. 
2 des Hundegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeshundegesetz – LHundG 
NRW) – vom 18.12.2002 (GV.NRW.S.656), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.09.2016 
(GV.NRW.S.790), wird von der Stadt Ochtrup als örtliche Ordnungsbehörde gemäß dem Be-
schluss des Rates der Stadt Ochtrup vom 20.02.2025 für das Gebiet der Stadt Ochtrup fol-
gende Ordnungsbehördliche Verordnung erlassen: 
 
 

§ 1  
Begriffsbestimmungen 

 
(1) Verkehrsflächen im Sinne dieser Verordnung sind alle dem öffentlichen Verkehr dienen-

den Flächen ohne Rücksicht auf die Eigentumsverhältnisse.  
 
Zu diesen Verkehrsflächen zählen insbesondere Straßen, Fahrbahnen, Wege, Plätze, 
Parkstreifen, Rad- und Gehwege, Brücken, Durchgänge, Unter-, Überführungen, Rin-
nen, Böschungen, Gräben, Rand-, Sicherheitsstreifen und nicht eingefriedete Treppen 
und Rampen vor der Straßenfront der Häuser.  
 

(2) Anlagen im Sinne dieser Verordnung sind ohne Rücksicht auf die Eigentumsverhältnisse 
alle der Allgemeinheit zur Nutzung zur Verfügung stehenden oder bestimmungsgemäß 
zugänglichen 
1) Grün-, Erholungs-, Spiel- und Sportflächen, Waldungen, Gärten, Friedhöfe sowie 

Ufer und Böschungen von Gewässern;  
2) Ruhebänke, Toiletten-, Kinderspiel- und Sporteinrichtungen, Fernsprecheinrich-

tungen, Wetterschutz- und ähnliche Einrichtungen;  
3) Denkmäler und unter Denkmalschutz stehende Baulichkeiten, Kunstgegenstände, 

Anschlagtafeln, Orientierungstafeln, Beleuchtungs-, Versorgungs-,  
Kanalisations-, Entwässerungs-, Katastrophenschutz- und Baustelleneinrichtun-
gen sowie Verkehrsschilder jeglicher Art und Lichtzeichenanlagen.  

 
 

§ 2 
Allgemeine Verhaltenspflicht 

 
(1) Auf Verkehrsflächen und in Anlagen hat sich jeder so zu verhalten, dass andere nicht 

gefährdet, geschädigt oder mehr als nach den Umständen unvermeidbar behindert 
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werden. Die Benutzung der Verkehrsflächen und Anlagen darf nicht vereitelt oder be-
schränkt werden.  

 
(2) Absatz 1 findet nur insoweit Anwendung, als die darin enthaltenen Verhaltenspflichten 

und Benutzungsgebote nicht der Regelung des Verkehrs im Sinne der Straßenverkehrs-
ordnung auf Verkehrsflächen und in Anlagen dienen. Insoweit ist § 1 Abs. 2 StVO ein-
schlägig.  

 
 

§ 3 
Tiere 

 
(1) Verkehrsflächen und in Anlagen sind Hunde an der Leine zu führen. Es ist dafür zu  

sorgen, dass durch sie keine Personen gefährdet oder Sachen beschädigt werden.  
 
(2) Werden Hunde auf Grundstücken außerhalb von Zwingern frei gehalten, ist dafür zu 

sorgen, dass sie Einfriedungen nicht überspringen und das Grundstück nicht ohne Auf-
sicht verlassen können.  

 
(3) Wer auf Verkehrsflächen oder in Anlagen Tiere, insbesondere Pferde und Hunde mit 

sich führt, hat die durch die Tiere verursachten Verunreinigungen unverzüglich und 
schadlos zu beseitigen.  

 
(4) Wildlebende Katzen und Tauben dürfen nicht gefüttert werden.  
 
(5) Von den Regelungen in Abs. 3 ausgenommen sind Blinde und hochgradig Sehbehin-

derte, die Blindenhunde mit sich führen.  
 
 

§ 4 
Schutz der Verkehrsflächen und Anlagen 

 
(1) Die Anlagen und Verkehrsflächen sind schonend zu behandeln. Sie dürfen nur ihrer 

Zweckbestimmung entsprechend genutzt werden.  
 
(2) Es ist insbesondere untersagt  

1) in den Anlagen und auf Verkehrsflächen unbefugt Sträucher und Pflanzen aus dem 
Boden zu entfernen, zu beschädigen oder Teile davon abzuschneiden, abzubre-
chen, umzuknicken oder sonst wie zu verändern;  

2) in den Anlagen die Notdurft zu verrichten  
3) in den Anlagen und auf Verkehrsflächen unbefugt Bänke, Tische, Einfriedungen, 

Spielgeräte, Verkehrszeichen, Straßen- und Hinweisschilder und andere Einrich-
tungen zu entfernen, zu versetzen, zu beschädigen oder anders als bestimmungs-
gemäß zu nutzen;  

4) in den Anlagen zu übernachten;  
5) in den Anlagen und auf Verkehrsflächen, insbesondere auf Grünflächen, Gegen-

stände abzustellen oder Materialien zu lagern;  
6) die Anlagen zu befahren; dies gilt nicht für Unterhalts- oder Notstandsarbeiten so-

wie für das Befahren mit Kinderfahrzeugen und Fortbewegungsmitteln wie Kran-
kenfahrstühle, sofern Personen nicht behindert werden; als Befahren im Sinne die-
ser Vorschrift gilt auch die Benutzung von Rollschuhen, Rollbrettern usw.;  

7) Sperrvorrichtungen und Beleuchtungen zur Sicherung von Verkehrsflächen und 
Anlagen unbefugt zu beseitigen, zu beschädigen oder zu verändern sowie Sperr-
vorrichtungen zu überwinden;  
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8) Hydranten, Straßenrinnen und Einflussöffnungen oder Straßenkanäle zu verde-
cken oder ihre Gebrauchsfähigkeit sonst wie zu beeinträchtigen;  

9) gewerbliche Betätigungen, die einer Erlaubnis nach § 55 Abs. 2 GewO bedürfen, 
vor öffentlichen Gebäuden, insbesondere Kirchen, Schulen und Friedhöfen im Ein-
zugsbereich von Ein- und Ausgängen auszuüben. Die Vorschriften des Straßen- 
und Wegegesetzes Nordrhein-Westfalen und die aufgrund dieses Gesetzes er-
gangenen Satzungen bleiben hiervon unberührt.  

 
 

§ 5 
Werbung, Wildes Plakatieren 

 
(1) Es ist verboten, auf Verkehrsflächen und in Anlagen - insbesondere an Bäumen, Halte-

stellen und Wartehäuschen, Strom- und Ampelschaltkästen, Lichtmasten, Signalanla-
gen, Verkehrszeichen und sonstigen Verkehrseinrichtungen, an Abfallbehältern und 
Sammelcontainern und an sonstigen für diese Zwecke nicht bestimmten Gegenständen 
und Einrichtungen - sowie an den im Angrenzungsbereich zu den Verkehrsflächen und 
Anlagen gelegenen Einfriedungen, Hauswänden und sonstigen Einrichtungen und Ge-
genständen Flugblätter, Druckschriften, Handzettel, Geschäftsempfehlungen, Veran-
staltungshinweise und sonstiges Werbematerial anzubringen oder zugelassene Werbe-
flächen durch überkleben, übermalen oder in sonstiger Art und Weise zu überdecken.  

 
(2) Ebenso ist es untersagt, die in Abs. 1 genannten Flächen, Einrichtungen und Anlagen 

zu bemalen, zu besprühen, zu beschriften, zu beschmutzen oder in sonstiger Weise zu 
verunstalten.  

 
(3) Das Verbot gilt nicht für von der Stadt genehmigte Nutzungen, für von der Stadt konzes-

sionierte Werbeträger sowie für bauaufsichtsrechtlich genehmigte Werbeanlagen. Sol-
che Werbeanlagen dürfen jedoch in der äußeren Gestaltung nicht derart vernachlässigt 
werden, dass sie verunstaltet wirken.  

 
 

§ 6 
Wohnwagen, Zelte und Verkaufswagen 

 
(1) Unbeschadet einer bauaufsichtlichen Genehmigung bedarf der Erlaubnis, wer als Eigen-

tümer oder Besitzer eines Grundstückes die dauernde oder vorübergehende Niederlas-
sung von Personen in fahrbaren oder nichtfahrbaren Wohnwagen, Zelten, Hütten oder 
anderen nicht fest mit dem Erdboden verbundenen Wohngelegenheiten auf seinem 
Grundstück zulassen will. Auch ist das Aufstellen der oben angegebenen Wohngelegen-
heiten erlaubnispflichtig.  

 
(2) Das Ab- und Aufstellen von Wohnwagen, Zelten und Verkaufswagen in Anlagen ist ver-

boten.  
 
(3) Ausnahmen können in Einzelfällen gestattet werden, wenn diese dem öffentlichen Inte-

resse, z.B. zur Deckung des Freizeitbedarfs der Bevölkerung und von Bevölkerungs-
gruppen, dienen.  

 
 

§ 7 
Kinderspielplätze 

 
(1) Kinderspielplätze dienen nur der Benutzung durch Kinder bis 14 Jahre, soweit nicht 

durch Schilder eine andere Altersgrenze festgelegt ist.  
 
(2) Rollschuhfahren, Fahren mit Fahrrädern sowie Ballspiele jeglicher Art sind auf Kinder-

spielplätzen verboten, es sei denn, dass hierfür besondere Flächen ausgewiesen sind.  
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(3) Der Aufenthalt auf den Kinderspielplätzen ist in der Zeit von 7:00 Uhr bis 20:00 Uhr er-

laubt, wenn eine Beschilderung keine anderen Zeiten regelt.  
 
(4) Auf Kinderspielplätzen dürfen Tiere nicht mitgeführt werden.  
 
 

§ 8 
Wahrung der Mittagsruhe 

 
(1) Die Mittagszeit von 13.00 Uhr bis 15.00 Uhr gilt in Wohn- und Kleinsiedlungsgebieten 

als allgemeine Ruhezeit.  
 
(2) Während dieser Zeit ist jede Tätigkeit untersagt, die mit besonderer Lärmentwicklung 

verbunden ist und die allgemeine Ruhezeit stören könnte.  
Als solche Tätigkeiten zählen: 
1) das Ausklopfen von Teppichen, Matratzen und ähnlichen Dingen;  
2) das Holzhacken, Hämmern, Sägen, Bohren, Schleifen, Fräsen, Schreddern.  

 
(3) Abs. 2 findet keine Anwendung auf landwirtschaftliche und gewerbliche Tätigkeiten.  
 
 

§ 9 
Hausnummern 

 
(1) Jedes bebaute Grundstück ist vom Eigentümer oder Nutzungsberechtigten auf eigene 

Kosten mit der dem Grundstück zugeteilten Hausnummer zu versehen.  
 
(2) Die Hausnummer muss von der Straße gut zu sehen sein und lesbar erhalten bleiben.  
 
(3) Die Hausnummer ist unmittelbar neben dem Haupteingang gut sichtbar in einer Höhe 

von etwa 2 m anzubringen. Liegt der Haupteingang nicht an der Straßenseite, so ist sie 
an der zur Straße gelegenen Hauswand oder Einfriedung des Grundstückes, und zwar 
an der dem Haupteingang zunächst liegenden Hausecke anzubringen. Ist ein Vorgarten 
vorhanden, der das Wohngebäude zur Straße hin verdeckt oder die Hausnummer nicht 
erkennen lässt, so ist sie an der Einfriedung neben der Eingangstür zu befestigen.  

 
(4) Hat das Gebäude mehrere nicht zur Straßenfront liegende Hauseingänge, ist an der 

Straßenfront des Hauses ein Schild mit der Straßenbezeichnung und der dem Gebäude 
zugeteilten Hausnummer anzubringen.  
Gleichzeitig ist auch noch jeder Hauseingang mit der zugeteilten Hausnummer zu ver-
sehen.  

 
 

§ 10 
Öffentliche Hinweisschilder 

 
(1) Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigte, sonstige dingliche Berechtigte, Nießbrau-

cher und Besitzer müssen dulden, dass Zeichen, Aufschriften und sonstige Einrichtun-
gen, wie beispielsweise Straßenschilder, Hinweisschilder für Gas-, Elektrizitäts-, Was-
serleitungen und andere öffentliche Einrichtungen, Vermessungszeichen und Feuermel-
der, an den Gebäuden und Einfriedungen oder sonst wie auf den Grundstücken ange-
bracht, verändert oder ausgebessert werden, wenn dies zur Aufrechterhaltung der öf-
fentlichen Sicherheit erforderlich ist. Der Betroffene ist vorher zu benachrichtigen.  

 
(2) Es ist untersagt die in Abs. 1 genannten Zeichen, Aufschriften und sonstigen Einrichtun-

gen zu beseitigen, zu verändern oder zu verdecken.  
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§ 11 

Verunreinigungsverbot 
 
(1) Jede Verunreinigung der Verkehrsflächen und Anlagen ist untersagt.  

Unzulässig ist insbesondere  
1) das Wegwerfen und Zurücklassen von Unrat, Lebensmitteln, Papier, Glas, Kon-

servendosen oder sonstiger Verpackungsmaterialien sowie von scharfkantigen, 
spitzen, gleitfähigen oder anderweitig gefährlichen Gegenständen;  

2) das Klopfen und Ausschütteln von Teppichen, Tüchern, Kleidern, Polstern, Betten 
und ähnlichen Gegenständen innerhalb geschlossener Ortschaften aus offenen 
Fenstern und von Balkonen nach der Straßenseite hin, sofern sie weniger als 3 m 
von der Straße entfernt liegen;  

3) das Ausschütten jeglicher Schmutz- und Abwässer sowie das Ableiten von Regen-
wasser auf Straßen und Anlagen, wobei die ordnungsgemäße Einleitung in die 
städtische Kanalisation unter Beachtung der einschlägigen Vorschriften ausge-
nommen ist.  

4) das Reinigen von Fahrzeugen, Gefäßen u. a. Gegenständen, es sei denn, es er-
folgt mit klarem Wasser. Zusätze von Reinigungsmitteln sind nicht erlaubt. Motor- 
und Unterbodenwäsche oder sonstige Reinigungen, bei denen Öl, Altöl, Benzin o. 
ä. Stoffe in das öffentliche Kanalnetz oder in das Grundwasser gelangen können, 
sind verboten; ferner ist die Vornahme eines Ölwechsels auf öffentliche Flächen 
untersagt.  

5) das Ablassen und die Einleitung von Öl, Altöl, Benzin, Benzol oder sonstigen flüs-
sigen, schlammigen und/oder feuergefährlichen Stoffen auf die Straße oder in die 
Kanalisation. Gleiches gilt für das Ab- oder Einlassen von Säuren, säurehaltigen 
oder giftigen Flüssigkeiten. Falls derartige Stoffe durch Unfall oder aus einem an-
deren Grunde auslaufen, hat der Verursacher alle erforderlichen Maßnahmen zu 
ergreifen, um ein Eindringen dieser Stoffe in das Grundwasser zu verhindern. Dem 
städtischen Ordnungsamt - außerhalb der Dienststunden der Polizei - ist zudem 
sofort Mitteilung zu machen;  

6) der Transport von Flugasche, Flugsand, oder ähnlichen Materialien auf offenen 
Lastkraftwagen, sofern diese Stoffe nicht abgedeckt oder in geschlossenen Be-
hältnissen verfüllt worden sind.  

7) Kraftfahrzeuge und Anhänger, die nicht zum Verkehr zugelassen oder nicht versi-
chert sind, dürfen nicht auf Verkehrsflächen und in Anlagen abgestellt werden.  

 
(2) Hat jemand öffentliche Verkehrsflächen oder öffentliche Anlagen - auch in Ausübung 

eines Rechts oder einer Befugnis - verunreinigt oder verunreinigen lassen, so muss er 
unverzüglich für die Beseitigung dieses Zustandes sorgen. Insbesondere haben diejeni-
gen, die Waren zum sofortigen Verzehr anbieten, in ausreichender Zahl Abfallbehälter 
vor dem Betrieb aufzustellen und bei Betriebsschluss zu leeren. Darüber hinaus sind in 
einem Umkreis von 50 m um die Verkaufsstelle die Rückstände einzusammeln, bei Be-
darf auch mehrmals im Verlauf der Verkaufszeiten. 

 
(3) Die Absätze 1 und 2 finden nur Anwendung, soweit durch die Verunreinigungen nicht 

der öffentliche Verkehr erschwert wird und somit § 32 StVO nicht anwendbar ist.  
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§ 12 
Abfallbehälter/Sammelbehälter 

 
(1) Im Haushalt oder in Gewerbebetrieben angefallener Müll darf nicht in öffentliche Abfall-

behälter gefüllt werden, die auf Verkehrsflächen oder in Anlagen aufgestellt sind.  
 
(2) Das Einbringen von gewerblichem Abfall zur Verwertung in Sammelbehälter, deren In-

halt einer Wiederverwertung zugeführt wird und die in Anlagen oder auf Verkehrsflächen 
aufgestellt sind, ist verboten.  

 
(3) Das Abstellen von Dosen, Glas, Papier, Sperrmüll oder dergleichen neben Sammelbe-

hälter im Sinne des Abs. 2 ist verboten.  
 
(4) Die gefüllten privaten Abfallbehälter dürfen frühestens am Abend vor der Entleerung 

durch die Müllabfuhr bereitgestellt werden. Dabei ist darauf zu achten, dass eine Störung 
der öffentlichen Ordnung ausgeschlossen ist. Nach der Entleerung sind die Müllbehälter 
unverzüglich aus dem Bereich der Straße und des Gehweges zu entfernen. Die für die 
Sperrgutabfuhr bereitgestellten Gegenstände sind so zu verpacken, dass eine Behinde-
rung des Verkehrs und eine Verunreinigung der Straße ausgeschlossen ist. Nicht von 
der Sperrgutabfuhr mitgenommene Gegenstände müssen umgehend, spätestens je-
doch bis zum Einbruch der Dunkelheit von der Straße entfernt werden.  

 
(5) Verunreinigungen durch nicht abgeholte Haushaltsabfälle, sperrige Abfälle, Altstoffe und 

Gartenabfälle sind vom Bereitsteller unverzüglich und schadlos zu beseitigen.  
 
(6) § 32 StVO bleibt unberührt.  
 
 

§ 13 
Schutzvorkehrungen 

 
(1) Schneeüberhang sowie Eiszapfen an Gebäuden, insbesondere an Dachrinnen, durch 

die Personen oder Sachen gefährdet werden können, sind vom Hauseigentümer oder 
von den von ihm beauftragten Personen zu entfernen.  

 
(2) Blumentöpfe und -kästen sind gegen Herabstürzen zu sichern.  
 
(3) Frischgestrichene Gegenstände und Flächen sind durch einen auffallenden Hinweis 

kenntlich zu machen.  
 
 

§ 14 
Fäkalien-, Dung- und Klärschlammabfuhr 

 
(1) Die Reinigung und Entleerung der Grundstücksentwässerungsanlagen, der Abortanla-

gen, der Schlammfänger für Wirtschaftsabwässer, der Dunggruben sowie aller anderen 
Gruben, die gesundheitsschädliche oder übelriechende Stoffe aufnehmen, ist unter Be-
achtung der Vorschrift des Landesimmissionsschutzgesetzes NRW so vorzunehmen, 
dass schädliche Umwelteinwirkungen vermieden werden, soweit dies nach den Umstän-
den des Einzelfalls möglich und zumutbar ist.  

 
(2) Die vorstehend genannten Stoffe und Klärschlämme dürfen nur in dichten und geschlos-

senen Fahrzeugaufbauten, Behältern u. ä. transportiert werden.  
 
(3) Jauche, Gülle, andere flüssige oder feste übelriechende Dungstoffe und Klärschlämme 

dürfen nur in einem Mindestabstand von 50 m zu gemäß § 30 Baugesetzbuch beplanten 
Gebieten oder im Zusammenhang bebauten Ortsteilen (§ 34 Baugesetzbuch) aufge-
bracht werden. Die Aufbringung sollte auf Grünland nur bei Regen erfolgen.  
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(4) In Ackerböden ohne Bewuchs sind die in Abs. 3 genannten Stoffe unverzüglich so ein-

zuarbeiten, dass Geruchsbelästigungen nicht mehr eintreten.  
 
(5) In Einzelfällen können von den Mindestabständen in Abs. 3 Ausnahmen zugelassen 

werden, wenn aufgrund der örtlichen Besonderheiten der angrenzenden Bebauung, der 
Art der aufzubringenden Gülle, Jauche oder Dungstoffe oder der Aufbringungstechniken 
eine unzumutbare Beeinträchtigung nicht zu erwarten ist.  

 
 

§ 15 
Einfriedungen 

 
(1) Es ist nicht gestattet, an der Grenze zu einer Straße oder Anlage im Sinne des § 1 dieser 

Verordnung Elektrozäune, Stacheldraht, spitze oder sonst gefährliche Einrichtungen in 
einer geringeren Höhe als 2,00 m vom Boden anzubringen.  

 
(2) Die Einzäunung landwirtschaftlicher Nutzflächen mit Elektrozaun oder Stacheldraht ist 

erlaubt.  
 
(3) Einfriedungen von Grundstücken (z.B. Zäune, Erdwälle oder Hecken) sind in der Weise 

anzulegen und zu unterhalten, dass eine Gefährdung, Behinderung oder Schädigung 
von Personen oder Sachen im öffentlichen Verkehrsraum ausgeschlossen werden kann.  

 
(4) Grundstückseigentümer sind verpflichtet, den von ihrem Grundstück ausgehenden 

Pflanzenüberwuchs oder –überhang zurückzuschneiden, sobald eine Gefährdung, Be-
hinderung oder Schädigung von Personen oder Sachen im öffentlichen Verkehrsraum 
droht  

 
 

§ 16 
Erlaubnisse, Ausnahmen 

 
Der Bürgermeister/die Bürgermeisterin kann auf Antrag Ausnahmen von den Bestimmungen 
dieser Verordnung zulassen, wenn die Interessen des Antragstellers die durch die Verordnung 
geschützten öffentlichen und privaten Interessen im Einzelfall nicht nur geringfügig überwie-
gen.  
 
 

 17 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Bestimmungen dieser 

Verordnung mit Ausnahme der §§ 8 und 14 verstößt.  
 
(2) Ordnungswidrig gem. § 17 Landesimmissionsschutzgesetz handelt, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig entgegen §§ 8 und 14 dieser Verordnung die genannten Verpflichtungen ver-
letzt.  

 
(3) Verstöße gegen die Vorschriften dieser Verordnung können mit Verwarnungs- und Buß-

geldern nach den Bestimmungen des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) so-
wie nach dem Verwarnungs- und Bußgeldkatalog der Stadt Ochtrup in der jeweils gülti-
gen Fassung geahndet werden, soweit sie nicht durch Bundes- oder Landesrecht mit 
Geldbußen oder Strafen bedroht sind.  
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§ 18 
Inkrafttreten, Aufhebung von Vorschriften 

 
(1) Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tag ihrer Verkündigung in Kraft.  
 
(2) Gleichzeitig tritt die ordnungsbehördliche Verordnung über die Aufrechterhaltung der öf-

fentlichen Sicherheit und Ordnung im Gebiet der Stadt Ochtrup vom 19.11.2010 außer 
Kraft.  

 
 
 
Bestätigung: 
 
Es wird nach § 2 Abs. 3 der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommuna-
lem Ortsrecht – Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV. NRW.  
S. 516), zuletzt geändert durch Verordnung vom 05.11.2015 (GV. NRW. S. 741) bestätigt, 
dass der Wortlaut der vorstehenden Ordnungsbehördlichen Verordnung mit dem Ratsbe-
schluss vom 20.02.2025 übereinstimmt und dass nach § 2 Abs. 1 und 2 der BekanntmVO 
verfahren worden ist. Hiermit wird die Bekanntmachung angeordnet. 
 
48607 Ochtrup, den 14. Mai 2025 
 
        Stadt Ochtrup 
        gez. Christa Lenderich 
        Bürgermeisterin 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende Ordnungsbehördliche Verordnung wird hiermit gemäß § 7 Abs. 4 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
5. Juli 2024 (GV. NRW. S. 444), i. V. m. der Bekanntmachungsverordnung NRW in der zurzeit 
gültigen Fassung und § 11 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Ochtrup vom 13.07.2018, zuletzt 
geändert mit Änderungssatzung vom 18.12.2020, öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- 
oder Formvorschriften der Gemeindeordnung NW gegen Satzungen, sonstigen Bestimmun-
gen und Flächennutzungsplänen nach Ablauf von 6 Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
48607 Ochtrup, den 14. Mai 2025 
 
 
        Stadt Ochtrup 
        gez. Christa Lenderich 
        Bürgermeisterin 
 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=21758&vd_back=N444&sg=0&menu=1
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32.) Bekanntmachung der Ordnungsbehördlichen Verordnung über das Offen-
halten von Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen im Gebiet der Stadt 
Ochtrup vom 14. Mai 2025 
 
 
 

Ordnungsbehördliche Verordnung 
 

über das Offenhalten von Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen  
im Gebiet der Stadt Ochtrup vom 14. Mai 2025 

 
 
Aufgrund des § 6 Abs. 1, 2 und 4 des Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungszeiten  
(Ladenöffnungsgesetz NRW – LÖG NRW) vom 16. November 2006 (GV NRW S. 516), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. März 2018 (GV NRW S. 172), in Verbindung 
mit den §§ 25 und 27 Abs. 1 und 4 des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ordnungs-
behörden - Ordnungsbehördengesetz (OBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
13. Mai 1980 (GV. NW. 1980 S. 528), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom  
10. Dezember 2024 (GV. NRW. S. 1184), wird von der Stadt Ochtrup als örtliche Ordnungs-
behörde gemäß Beschluss des Rates der Stadt Ochtrup vom 08.05.2025 folgende ordnungs-
behördliche Verordnung erlassen:   
 
 

§ 1 Verkaufsoffene Sonntage  
 
Verkaufsstellen im privilegierten Bereich im Gebiet der Stadt Ochtrup dürfen im Kalenderjahr 
2025 am 26. Oktober 2025 (Pottbäckermarkt) in der Zeit von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr geöffnet 
sein.   
Die für die Öffnung der Verkaufsstellen privilegierten Bereiche werden laut Anlage 1 entspre-
chend ausgewiesen und definiert.    
 
 

§ 2 Ordnungswidrigkeiten  
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig Verkaufsstellen im Rahmen des 

§ 1 außerhalb der zugelassenen Zeiten und Orte offenhält. 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 12 Abs. 2 LÖG mit einer Geldbuße bis zu  

5.000,00 € geahndet werden.   
 
 

§ 3 Inkrafttreten  
 
Die Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.   
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Bestätigung: 
 
Es wird nach § 2 Abs. 3 der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommuna-
lem Ortsrecht – Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV. NRW.  
S. 516), zuletzt geändert durch Verordnung vom 05.11.2015 (GV. NRW. S. 741) bestätigt, 
dass der Wortlaut der vorstehenden Ordnungsbehördlichen Verordnung mit dem Ratsbe-
schluss vom 08.05.2025 übereinstimmt und dass nach § 2 Abs. 1 und 2 der BekanntmVO 
verfahren worden ist. Hiermit wird die Bekanntmachung angeordnet. 
 
48607 Ochtrup, den 14. Mai 2025 
 
 
        Stadt Ochtrup 
        gez. Christa Lenderich 
        Bürgermeisterin 
 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende Ordnungsbehördliche Verordnung wird hiermit gemäß § 7 Abs. 4 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
5. Juli 2024 (GV. NRW. S. 444), i. V. m. der Bekanntmachungsverordnung NRW in der zurzeit 
gültigen Fassung und § 11 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Ochtrup vom 13.07.2018, zuletzt 
geändert mit Änderungssatzung vom 18.12.2020, öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- 
oder Formvorschriften der Gemeindeordnung NW gegen Satzungen, sonstigen Bestimmun-
gen und Flächennutzungsplänen nach Ablauf von 6 Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
48607 Ochtrup, den 14. Mai 2025 
 
 
        Stadt Ochtrup 
        gez. Christa Lenderich 
        Bürgermeisterin 
 
 
  

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=21758&vd_back=N444&sg=0&menu=1
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33.) Bekanntmachung des Bebauungsplanes Nr. 18 L „Baugebiet nördlich des 
Schürkamps“ der Stadt Ochtrup 
hier. Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 

i.V.m. § 13 a BauGB und öffentliche Auslegung gemäß § 13 a Abs. 2 
Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 2 und § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit 
vom 19.05.2025 bis 20.06.2025 

 
 
 

Bekanntmachung 
 
Bebauungsplan Nr. 18 L „Baugebiet nördlich des Schürkamps“ der Stadt Ochtrup 
hier: Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. § 13 a 

BauGB und öffentliche Auslegung gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13 
Abs. 2 Nr. 2 und § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 19.05.2025 bis 20.06.2025 

 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Wirtschaftsförderung der Stadt Och-
trup hat in seiner Sitzung am 13.05.2025 beschlossen, den Bebauungsplan Nr. 18 L „Bauge-
biet nördlich des Schürkamps“ im beschleunigten Verfahren gemäß § 13 a BauGB ohne 
Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufzustellen und die öffentliche 
Auslegung gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 2 und § 3 Abs. 2 BauGB 
durchzuführen. 
 
Wesentliches Ziel dieses Bauleitplanverfahrens ist die Schaffung der planungsrechtlichen Vo-
raussetzungen für die Errichtung eines Kindergartens. 
 
Der Geltungsbereich ist im anliegenden Plan gekennzeichnet und wird wie folgt begrenzt: 
 
Im Norden durch die Hauptstraße tlw., 
 
im Osten durch die Straße Schürkamp tlw. 
 
im Süden durch die südwestlichen Grenzen des Flurstückes 365, 
 
im Westen durch die nordwestlichen Grenzen des Flurstückes 365. 
 
Die angegebenen Flurstücke und Straßen liegen in der Flur 75 der Gemarkung Ochtrup. 
 
Der Flächennutzungsplan wird im Wege der Berichtigung angepasst. 
 
Der Entwurf des Bebauungsplanes wird mit Begründung vom 19.05.2025 bis einschließlich 
20.06.2025 auf der Homepage der Stadt Ochtrup unter folgendem Link https://www.och-
trup.de/bauen-umwelt/aktuelle-planverfahren/ veröffentlicht. Während der Veröffentlichungs-
frist sollen Stellungnahmen elektronisch über das auf der Homepage zur Verfügung gestellte 
Online-Formular übermittelt werden. Bei Bedarf können Stellungnahmen auch auf anderem 
Wege abgegeben werden. Nicht fristgerecht eingereichte Stellungnahmen können bei Be-
schlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben. 
 
Eine andere leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit besteht darin, die Planunterlagen im 
Fachbereich III – Planen, Bauen und Umwelt - der Stadt Ochtrup, Hinterstr. 20, 48607 Ochtrup, 
während der Öffnungszeiten 
 
montags + mittwochs  von 09.00 – 12.00 Uhr und 14.00 – 16.00 Uhr 
dienstags   von 14.00 – 16.00 Uhr 
donnerstags   von 09.00 – 12.00 Uhr und 14.00 – 18.00 Uhr 
freitags   von 09.00 – 12.00 Uhr 

https://www.ochtrup.de/bauen-umwelt/aktuelle-planverfahren/
https://www.ochtrup.de/bauen-umwelt/aktuelle-planverfahren/
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oder außerhalb der Öffnungszeiten nach Abstimmung 
 
einzusehen. Um vorherige Terminabsprache per E-Mail: bauleitplanung@ochtrup.de oder per 
Telefon unter 02553/73-351 wird gebeten. 
 
Soweit in den textlichen Festsetzungen auf technische Regelwerke – DIN-Normen, Richtlinien 
anderer Art, etc. – oder Gutachten Bezug genommen wird, können diese ebenfalls bei der 
Stadt Ochtrup an vorgenannter Stelle zu den allgemeinen Öffnungszeiten eingesehen werden. 
DIN-Normen werden vom Deutschen Institut für Normung, Berlin, herausgegeben und können 
auch über die Beuth Verlag GmbH, 10772 Berlin, www.beuth.de, bezogen werden. Sie sind 
außerdem beim Deutschen Patentamt hinterlegt. 
 
Diese Bekanntmachung ist im Amtsblatt der Stadt Ochtrup veröffentlicht und kann unter 
www.ochtrup.de, auf der Startseite unter „Amtsblatt“ abgerufen werden. 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 BauGB und 
der Beschluss zur öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich bekannt ge-
macht.  
 
 
48607 Ochtrup, den 15.05.2025 
 
        Stadt Ochtrup 
        gez. Christa Lenderich 
        Bürgermeisterin 
 
 
 
  

mailto:bauleitplanung@ochtrup.de
http://www.ochtrup.de/
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